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IV. HinweiseI. Textliche Festsetzungen

1. Abweichende Bauweise (A)

Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO werden die abweichenden Bauweisen wie folgt festgesetzt:

1.1 A1
     Zulässig sind nur Einzelhäuser mit einseitigem Grenzabstand. Der seitliche Abstand ist
     jeweils zur westlichen Grundstücksgrenze einzuhalten. Die Straßenfront ist durch eine
     Garage, die hintere Bauflucht durch eine mind. 2,00 m hohe Gartenmauer zu schließen
     (Gartenhofhäuser).

1.2 A2
     Zulässig sind nur Einzelhäuser mit einseitigem Grenzabstand. Der seitliche Abstand ist
     jeweils zur nördlichen Grundstücksgrenze einzuhalten (halboffene Bauweise).

1.3 A3
     Zulässig sind nur Einzelhäuser mit II-geschossigem Hauptgebäudeteil und I-geschos-
     sigem seitlichen Gebäudeteil. Der II-geschossige Hauptgebäudeteil ist mit einseitigem
     und der I-geschossige Gebäudeteil ohne seitlichem Abstand jeweils zur westlichen
     Grundstücksgrenze zu errichten (L-Bauweise).

1.4 A4
     Zulässig sind nur Einzelhäuser mit einseitigem Grenzabstand. Der seitliche Abstand ist
     jeweils zur östlichen Grundstücksgrenze einzuhalten (halboffene Bauweise).

2. Carports

Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grundstücks- und seitlichen
Abstandsflächen der Gebäude nur Carports zulässig, sofern in der Planzeichnung nichts
anderes festgesetzt ist.

3. Gemeinschaftsanlagen

Gemäß § 21a Abs. 2 BauNVO sind den Grundstücksflächen im Sinne des § 19 Abs. 3
BauNVO Flächenanteile an außerhalb der Baugrundstücke festgesetzten Gemeinschafts-
anlagen (GCP) hinzuzurechnen.
 

4. Schallschutz

4.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend
     dem in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereich 3  an den Außenbauteilen von
     Aufenthaltsräumen nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau / Ausgabe Nov. 1998) zu
     treffen. Schlaf- und Kinderzimmer sind mit fensterunabhängigen Lüftungselementen
     auszurüsten.

4.2 Die Minderung der zu treffenden Schallschutzmaßnahmen ist zulässig, sofern im Bau-
      genehmigungsverfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung ein niedrigerer
      Lärmpegelbereich an einzelnen Gebäudeteilen oder Geschossebenen nachgewiesen
      wird.

4.3 Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist erst nach Errichtung der geschlossenen
      Randbebauung entlang des Auweilerweges die Nutzung der angrenzenden Baugrund-
      stücke zu Wohnzwecken zulässig.

5. Ausgleichsmaßnahmen

5.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die geplanten Straßenbäume nach den "Grund-
      sätzen zur gestalterischen Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie
      zur Bemessung von Ersatzgeldern in Bebauungsplänen der Stadt Köln" zu pflanzen
      (Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach §§ 135a-c BauGB vom
      29.11.2000). Die festgesetzten Standorte können aus verkehrlichen Gründen verschoben
      werden

5.2 Die Fläche des Straßenbegleitgrüns im Zuge des Auweilerweges ist gemäß der o.g.
     Satzung um 70 m² zu vergößern. 

II. Gestalterische Festsetzungen
 
Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Abs. 1 und 4 BauO NRW vom 27.12.2006 werden -
über die Planzeichnung hinaus - folgende gestalterischen Festsetzungen getroffen: 

1. Aneinandergrenzende Dachflächen sind mit einheitlicher Dachneigung auszuführen.

2. Werden durch Baugrenzen festgesetzte Baufenster unter einheitlicher Planung und Aus-
    führung errichtet, kann ausnahmsweise auch eine andere Dachform, Dachneigung und
    Firstrichtung zugelassen werden. 

III. Nachrichtliche Übernahme
 
Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB wird die auf der Grundlage des § 19 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) durch Verordnung festgesetzte Wasserschutzzone IIIB des Wasserwerkes Weiler
nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.

1. Das Niederschlagswasser ist gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG) zu versickern;
    die Schutzgebietsverordnung der Wasserschutzzone IIIB ist zu beachten.

2. Im südlichen Teil des Plangebietes ist ab einem 100-jährigen Hochwasser (11,30 m
    Kölner Pegel) mit Grundwasseraustritt zu rechnen.

3. Das Straßenprofil innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen ist nur zur Information
    dargestellt

4. Es gilt das Baugesetzbuch vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414, zuletzt geändert durch Artikel 1
    des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316).

5. Es gilt die Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132).

6. Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58). 
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